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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinien 
vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit Betarübensaatgut, 
über den Verkehr mit Futterpflanzensaatgut, über den Ver- 
kehr mit Getreidesaatgut, über den Verkehr mit Pflanz- 
kartoffeln, der Richtlinie vom 30, Juni 1969 über den Ver- 
kehr mit Saatgut von öl- und Faserpflanzen und der Richt- 
linien vom 29. September 1970 über den Verkehr mit 
Gemüsesaatgut und über einen gemeinsamen Sorten- 
katalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 4. April 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Püstfadi 821, Goetheslraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/ 3389 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Änderung der Richtlinien vom 14. Juni 1966 
über den Verkehr mit Betarübensaatgut, über den Verkehr 
mit Futterpflanzensaatgut, über den Verkehr mit 
Getreidesaatgut, über den Verkehr mit Pflanzkartoffeln, 
der Richtlinie vom 30. Juni 1969 über den Verkehr 
mit Saatgut von öl- und Faserpflanzen und der Richtlinien 
vom 29. September 1970 über den Verkehr mit Gemüsesaatgut 
und über einen gemeinsamen Sortenkatalog für 
landwirtschaftliche Pflanzenarten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aus den nachstehend dargelegten Gründen ist es 
angezeigt, einige Vorschriften der Richtlinien des 
Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit Beta- 
rübensaatgut ^), zuletzt geändert durch die Richt- 
linie vom 30. März 1971 -), über den Verkehr mit 
Futterpflanzensaatgut ^), zuletzt geändert durch die 
Richtlinie vom 30. März 1971 -), über den Verkehr 
mit Getreidesaatgut ^), zuletzt geändert durch die 
Richtlinie vom 30. März 1971 -), über den Verkehr 
mit Pflanzkartoffeln zuletzt geändert durch die 
Richtlinie vom 30. März 1971 “), der Richtlinie des 
Rates vom 30. Juni 1969 über den Verkehr mit Saat- 
gut von öl- und Faserpflanzen^'), geändert durch 
die Richtlinie des Rates vom 30. März 1971 -), sowie 
der Richtlinie des Rates vom 29. September 1970 
über den Verkehr mit Gemüsesaatgut'), geändert 
durch die Richtlinie des Rates vom 30. März 1971 ^), 
und über einen gemeinsamen Sortenkatalog für 
landwirtschaftliche Pflanzenarten ^) zu ändern. 

Einige der vorgenannten Richtlinien sehen vor, daß 
vom 1. Juli 1972 an die Mitgliedstaaten nicht mehr 
in nationaler Verantwortung die Gleichwertigkeit 
von in dritten Ländern geerntetem Saat- und Pflanz- 
gut feststellen dürfen; da jedoch für eine gemein- 
schaftliche Feststellung der Gleichwertigkeit die 
Prüfungen noch nicht in allen Fällen abgeschlossen 
sind, muß die obengenannte Frist verlängert wer- 
den, um bisherige Handelsbeziehungen nicht zu 
unterbrechen. 

Die Richtlinien lassen für den Verkehr mit Saat- 
oder Pflanzgut nur Erzeugnisse zu, die entweder aus 


den Mitgliedsländern stammen und den Anforde- 
rungen der Richtlinien entsprechen, oder die aus 
dritten Ländern stammen und als gleichwertig an- 
erkannt worden sind. 

Damit auch Erzeugnisse aus Ländern in den Verkehr 
gebracht werden dürfen, die der Gemeinschaft bei- 
getreten sind, aber die Richtlinien nicht sofort an- 
wenden, müssen dafür Vorkehrungen getroffen 
werden — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 16 Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie vom 
14. Juni 1966 über den Verkehr mit Betarüben- 
saatgut, in Artikel 16 Absatz 2 Satz 2 der Richt- 
linie vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit Futter- 
pflanzensaatgut, in Artikel 16 Absatz 2 Satz 2 der 
Richtlinie vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit 
Getreidesaatgut und in Artikel 15 Absatz 2 Satz 2 
der Richtlinie über den Verkehr mit Pflanzkartoffeln 
wird das Datum des 1. Juli 1972 durch das Datum 
des 1. Juli 1973 ersetzt. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2290 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 87 
vom 17. April 1971, S. 24 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2298 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
11. Juli 1966, S. 2309 

■'J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2320 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 10. Juli 1969, S. 3 

‘) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 225 
vom 12. Oktober 1970, S. 7 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 225 
vom 12. Oktober 1970, S. 1 
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Artikel 2 

Artikel 16 der Richtlinie vom 14. Juni 1966 über den 
Verkehr mit Betarübensaatgut, Artikel 16 der Richt- 
line vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit Futter- 
pflanzensaatgut, Artikel 16 der Richtlinie vom 
14. Juni 1966 über den Verkehr mit Getreidesaatgut, 
Artikel 15 der Richtlinie vom 14. Juni 1966 über den 
Verkehr mit Pflanzkartoffeln, Artikel 15 der Richt- 
linie vom 30. Juni 1969 über den Verkehr mit Saat- 
gut von öl- und Faserpflanzen, Artikel 36 der Richt- 
linie vom 29. September 1970 über den Verkehr 
mit Gemüsesaatgut und Artikel 21 der Richtlinie 
vom 29. September 1970 über einen gemeinsamen 
Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten 
werden jeweils durch folgenden neuen Absatz er- 
gänzt: 

„(3) Absatz 1 und 2 findet entsprechende Anwen- 
dung auf jeden neuen Mitgliedstaat für die Zeit 
von seinem Beitritt bis zu dem Datum, zu dem er die 


erforderlichen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
in Kraft setzen muß, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie nachzukommen.'' 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 

a) den Bestimmungen des Artikels 1 spätestens am 
1. Juli 1972, 

b) den Bestimmungen des Artikels 2 spätestens am 
1. Januar 1973 nachzukommen. 


Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die verschiedenen Richtlinien des Rates über den 
Verkehr mit Saat- und Pflanzgut sehen vor, daß aus 
dritten Ländern stammendes Saat- und Pflanzgut 
von bestimmten Zeitpunkten an in der Gemeinschaft 
nur in den Verkehr gebracht werden darf, wenn der 
Rat auf Vorschlag der Kommission durch Entschei- 
dung festgestellt hat, daß dieses Saat- oder Pflanz- 
gut in technischer Hinsicht die gleiche Gewähr bietet 
wie das in der Gemeinschaft geerntete und den An- 
forderungen der Richtlinien entsprechende Saat- 
und Pflanzgut. Vor diesen Zeitpunkten können die 
Mitgliedstaaten auf nationaler Ebene die Gleich- 
wertigkeit feststellen. 

Die Kommission hat am 30. April 1969^) und am 
11. März 1970“) dem Rat Vorschläge für Entschei- 
dungen zur gemeinschaftlichen Feststellung der 
Gleichwertigkeit für bestimmtes Saat- und Pflanzgut 
aus einzelnen dritten Ländern zugeleitet, nachdem 
sie die amtlichen Maßnahmen, die diese dritten Län- 
der insoweit anwenden, überprüft hat. 

Im Rahmen des Rates sind diese Vorschläge geprüft 
worden. Hierzu hat die zuständige Arbeitsgruppe 
dem Ausschuß der Ständigen Vertreter einen Be- 
richt vorgelegt den dieser in seiner Sitzung vom 
9. Februar 1972 grundsätzlich gebilligt hat. 

Gemäß dem vorgesehenen Verfahren haben die 
Beitrittsstaaten Dänemark, Irland, Norwegen und 
Vereinigtes Königreich die Anhörung beantragt. 


Sie wünschen insbesondere 

— daß sie vom Zeitpunkt ihres Beitritts in die Ge- 
meinschaft an nicht mehr als dritte Länder auf- 
geführt werden, 

— daß für weitere ihrer Erzeugnisse, insbesondere 
für Pflanzkartoffeln, ebenfalls die Gleichwertig- 
keit festgestellt werde. 

Die Kommission hat die amtlichen Maßnahmen, die 
diese Länder bei den betreffenden Erzeugnissen an- 
wenden, noch nicht abschließend prüfen können. Die 
Gleichwertigkeit kann daher zur Zeit noch nicht 
festgestellt werden. Um gleichwohl den Belangen 
dieser Länder Rechnung zu tragen, müssen die Richt- 
linien geändert werden, um 

— eine Gleichstellung für die Zeit zwischen dem 
Beitritt und der Anwendung der Richtlinien zu 
ermöglichen, 

— ■ ferner die Fristen, bis zu denen die Gleichwertig- 
keit auf nationaler Ebene festgestellt werden 
kann, zu verlängern. 


1) KOM. (69) 325 endg. 

2) KOM. (70) 260 endg. 

3) Dok. R/2624/71 (AGRI 783) 


4 



